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Einleitung 
 

Ich freue mich sehr, bei dieser Tagung vortragen und mit Ihnen über den 

Finanzausgleich – konkret: über verbesserte Resilienz und die Fähigkeit zur 

Krisenbewältigung durch den Finanzausgleich – sprechen zu können. Die Ini-

tiative des KDZ Zentrum für Verwaltungsforschung und der TU Wien für die 

heutige Tagung zeigt, dass in Österreich schon vor dem Ablauf der aktuellen 

Finanzausgleichs-periode über dessen künftige Entwicklung gerade mit Blick 

auf die Stärkung der Resilienz der öffentlichen Finanzen diskutiert wird. 

Diese Voraussicht – so viel haben wir spätestens mit in der Corona-Pandemie 

lernen müssen – ist alles andere als selbstverständlich. 
Resiliente Finanzausglei-
che sind keine Selbstver-
ständlichkeit 

Die Einladung, einen Vortrag zur Frage „Was kann der Finanzausgleich zur 

Krisenbewältigung beitragen?“ zu halten, habe ich gerne angenommen. Dies 

allerdings nicht ohne Zweifel in Bezug auf den österreichischen Finanzaus-

gleich, da die meisten anderen Teilnehmer:innen hier vermutlich weit besser 

informiert sind als ich. Entsprechend soll mein Beitrag aus einer allgemeine-

ren finanzwissenschaftlichen Perspektive – die nicht zwingend eine primär 

deutsche ist – einige Aspekte zur Diskussion stellen und sich damit auch an 

den Einleitungsvortrag von Professor Getzner anschließen. Mit Antworten 

auf die hier zentralen Fragen werde ich zurückhaltender sein – wir stehen ja 

erst am Anfang eines Diskussionsprozesses. 

Arten von Krisen und Herausforderungen an den Finanzausgleich 

Wenn wir nach der Krisenbewältigung durch Finanzausgleiche fragen, gilt es 

zunächst, über Arten von Krisen zu sprechen. Von den Herausforderungen, 

die den Finanzausgleich betreffen, stehen zwei Krisentypen im Vordergrund: 

Akute Krisen und chronische Krisen. Diese beiden Krisentypen verlangen un-

terschiedliche Vorgangsweisen im Finanzausgleich und zeigen Reformbe-

darfe an unterschiedlichen Stellen auf. Am Beispiel der aktuellen Pandemie 

einerseits und der Klimakrise andererseits soll diese Unterscheidung kurz er-

läutert werden (siehe Abbildung 1). 

Akute Krisen versus  
chronische Krisen 

Auf der einen Seite stehen die Corona-Pandemie (2020 f.) und die Finanz-

krise (2009) als prototypische akute Krisen. Auf der anderen Seite stehen der 

Klimawandel wie auch der demografische Wandel als Probleme, denen man 

langfristig beikommen muss, die aber gleichwohl die Bezeichnung „Krise“ 

rechtfertigen. Diese Einordnung macht vor allem deutlich, dass auch hier der 

Handlungsbedarf durchaus ein akuter ist, auch wenn das Problem nicht 

schnell in den Griff zu bekommen ist und auch nicht schnell wieder vorbei-

gehen kann. 

Pandemie und Finanz-
krise versus demografi-
scher und Klimawandel 
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Akute Krisen kommen schnell und unerwartet. Chronische Krisen dagegen 

sind vorhersehbar und oft mit fachlich klar erwarteten Entwicklungen ver-

bunden – denen man auch entgegentreten kann, gerade was den Klimawan-

del betrifft. Diese Entwicklungen können zwar nicht mehr vollständig abge-

wendet werden (auch beim demografischen Wandel nicht). Aber chronische 

Krisen sind vorhersehbar und in gewisser Weise auch berechenbar. Wir se-

hen ziemlich genau, in welche Richtung sie sich entwickeln. Hier liegt ein 

zentraler Unterschied der Krisentypen, entsprechend ergeben sich auch 

ganz verschiedene Ansatzpunkte, an denen Finanzausgleiche in der Krisen-

bewältigung ansetzen können bzw. sollten. 

Schnell und unerwartet 
versus allmählich und 
vorhersehbar 

 
Eigene Abbildung. 

Abbildung 1:  Unterschiedliche Krisentypen zur Bewältigung im Finanzausgleich 

Bei akuten Krisen, je nachdem wo, wie und wen diese treffen, gibt es ist im 

Voraus allenfalls Ahnungen ihres Ausmaßes, aber genaue Prognosen sind 

hier nicht möglich. Selbst bei der Corona-Pandemie: Das breite und differen-

zierte Wissen der letzten Jahrzehnte und Jahrhunderte über Pandemien und 

über lokale Epidemien hat uns in keiner Weise ausreichend auf das vorberei-

tet, was wir erleben mussten. Bei chronischen Krisen ist das Gegenteil der 

Fall, an Wissen und hinreichender Vorausschau fehlt es hier in aller Regel 

nicht. 

 

Für unsere Beispiele von akuten und chronischen Krisen kommt noch eine 

weitere, potenziell sehr relevante Unterscheidung hinzu: Akute Krisen sind 

im Prinzip überwindbar sind oder werden zumindest so behandelt, als seien 

sie es. Natürlich ist der Verlust so zahlreicher Menschenleben durch die 

Corona-Pandemie eine Tragödie, die viele unwiederbringliche Verluste ge-

bracht hat. Gleichwohl sind solche akuten Krisen insofern überwindbar, als 

Akute Krisen sind 
überwindbar 
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Gesellschaften und Staaten etwas wie einen Status quo ex ante anstreben. 

Akute Krisen sind also Schocks und schaffen Situationen, die überwindbar 

erscheinen, und wo es als möglich angesehen wird, wieder an einen Aus-

gangspunkt zurückzukommen, der mehr oder minder dem alten ähnelt. 

Die Problembewältigung sieht bei chronischen Krisen ganz anders aus, zu-

mindest bei jenen großen Herausforderungen, vor denen sich die Gesell-

schaften derzeit sehen – dem Klimawandel und dem demografischen Wan-

del. Diese Herausforderungen sind nicht (mehr) überwindbar. Chronische 

Krisen führen zu abweichenden Entwicklungen; das Gesamtsystem wandelt 

sich in Richtung eines neuen Zustands. 

Chronische Krisen sind 
nicht (mehr) überwindbar 

Das ist beim demografischen Wandel sehr deutlich, gerade wenn wir uns die 

öffentliche Aufgabenerfüllung und deren Finanzierung durch die jeweils „ak-

tive“ Generation anschauen. Aber auch beim Klimawandel ist es derzeit 

schon sehr fraglich, ob der globale Temperaturanstieg unter zwei Grad – o-

der gar unter dem 1,5 Grad-Ziel des Pariser Abkommens – gehalten werden 

kann. Auch ein Klimawandel mit nicht mehr als zwei Grad Erwärmung gegen-

über der vorindustriellen Zeit wird dramatische Veränderungen mit sich 

bringen. Natürlich ändern sich die staatliche Aufgabenerfüllung und deren 

Finanzierungsbedürfnisse schon in der Anpassung an den Klimawandel, aber 

auch im Kampf gegen die Verschlimmerung des Klimawandels. Und all dies 

kommt auch auf den Finanzausgleich zu. 

Demografischer und 
Klimawandel sind 
chronische Krisen 

Ansatzpunkte für Resilienz auf den verschiedenen Stufen des 
Finanzausgleichs 

Wie können Finanzausgleiche resilienter gegen akute und chronische Krisen 

gestaltet werden? Inwiefern sind sie heute schon krisenfest? Um diesen Fra-

gen näher zu beleuchten, ist es notwendig, sich noch einmal die Reichweite 

eines „kompletten Finanzausgleichs“ von der Aufgabenzuordnung bis hin 

zum Einnahmenausgleich zu vergegenwärtigen. 

 

Grundsätzlich ist der Finanzausgleich ein System zur Verbindung staatlicher 

Ebenen in föderalen Staaten, beispielsweise in Österreich, der Schweiz oder 

Deutschland. Die Aufgabenerfüllung öffentlicher Aufgaben und deren Finan-

zierung erfolgt über drei Ebenen, dem Zentralstaat (Bund/Eidgenossen-

schaft), den Ländern bzw. Kantonen und schließlich den Städten, Gemeinden 

und Kreisen. Für die EU-Mitglieder kann dieses System ehrlicherweise über 

vier Ebenen hinweg betrachtet werden. Denn das föderale Gebilde der Eu-

ropäischen Union mit den finanziellen Beziehungen zwischen der EU-Ebene, 

den Mitgliedstaaten und wiederum deren Untergliederungen, kann durch-

aus als faktischer, wenngleich unsystematischer europäischer Finanzaus-

gleich bezeichnet werden (selbst wenn es manchen politisch heikel scheint, 

diese europäischen Beziehungen tatsächlich so zu nennen). 

Umfangreicher Finanz-
ausgleich im Drei- bzw. 
Vier-Ebenen-System 
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Eigene Abbildung. 

Abbildung 2:  Stufen des Finanzausgleichs 

Seien es zwei, drei oder vier Ebenen – Grundlage jeden Finanzausgleichs ist, 

wie Abbildung 2 zeigt, zunächst der passive Finanzausgleich, also die Zuord-

nung der staatlichen Aufgaben an die Gebietskörperschaften. Leitfrage ist 

hier: Was sind zentralstaatliche Aufgaben? Was sind kommunale Aufgaben? 

Was haben die Länder dazwischen zu tun? Was sind die globalen Aufgaben, 

die am besten von Europa erfüllt werden sollen? Die Theorie des Fiskalföde-

ralismus bietet für die Beantwortung dieser Fragen eine Reihe von wohl-

fahrttheoretischen und polit-ökonomischen Kriterien. Ich kann diese Krite-

rien und ihre Umsetzung in realen Finanzverfassungen in diesem Vortrag al-

lerdings nicht behandeln.2 

Vier Stufen des 
Finanzausgleichs  

Wichtig ist aber, dass durch die Zuteilung von Aufgaben (und deren Optimie-

rung im ergänzenden passiven Finanzausgleich) auch ein entsprechender Fi-

nanzierungsbedarf entsteht. Hierbei geht es noch nicht um konkrete Ausga-

ben, sondern um die Konzeption der Finanzierung beispielsweise durch ver-

bundene oder eigene Abgaben: Beim aktiven Finanzausgleich – genauer ge-

sagt beim primären aktiven Finanzausgleich – steht die Zuteilung von Einnah-

mequellen im Mittelpunkt. Das kann für die Krisenresilienz sehr wichtig sein, 

Zuordnung von Aufgaben 
und von Verschuldungs-
rechten 

                                                      
2 Stellvertretend für viele Quellen sei hier auf die Beiträge in: E. Ahmad und G. Brosio (Hrsg.) (2006), Handbook of Fiscal Federalism, 

Edward Elgar ISBN: 978 1 84542 008 6, verwiesen. Aktuell für Europa vgl. die Ausführungen in M. Thöne und H. Kreuter (2021), 
Public Goods in a federal Europe. Vision Europe Paper 4; Bertelsmann Stiftung, Gütersloh / Berlin. 
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denn es werden nicht nur Abgaben zugeteilt. Es werden vor allem auch ebe-

nen- und institutionenspezifische Verschuldungsrechte zugeteilt und Ver-

schuldungsgrenzen gezogen. Welche Gebietskörperschaften dürfen sich wie 

verschulden? Welche Regeln und Limits haben sie dabei einzuhalten? 

Für die Resilienz wie auch für die generelle Fähigkeit zur Aufgabenerledigung 

unter sich ändernden Rahmenbedingungen ist entscheidend, wie die öffent-

lichen Mittel zwischen Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene verteilt 

werden. Genutzt werden dazu in der Praxis die verschiedensten Mechanis-

men außerhalb und innerhalb des Finanzausgleichs im engeren Sinne, und 

zwar sowohl horizontal zwischen verschiedenen Gebietskörperschaften der 

gleichen Ebene, als auch mit Blick auf die vertikale Umverteilung. Das heißt: 

Bei einer Veränderung der primären Zuteilung über die Ebenen hinweg muss 

gewährleistet sein, dass jede Gebietskörperschaft eine mehr oder minder, 

sowohl aufgaben- als auch bedarfsgerechte Finanzierung erhält. Dies kann 

entweder durch eigene Einnahmen oder durch Transfermechanismen erfol-

gen, die dieses System ergänzen. Wenn auch im Umfang vielleicht nur klein, 

werden die abschließenden Transfers eines Finanzausgleichs das effektive 

Fundament dafür legen, dass alle Gebietskörperschaften ihre Aufgaben tat-

sächlich so erfüllen können, dass Leistungen in ähnlicher Qualität und Inten-

sität erbracht werden können. 

Aufgaben und bedarfsge-
rechte Finanzierung 

Abbildung 2 zeigt, dass Resilienz und konkrete Krisenbewältigung an den un-

terschiedlichen Stufen des Finanzausgleichs ansetzen können. Die „Me-

tafrage“ in Bezug auf die Gestaltung des Finanzausgleichs selbst ist dabei: 

Wer hat die Aufgabe, für Krisenresilienz zu sorgen? Diese Frage kann man in 

zwei Unterfrage teilen: Wer hat die Aufgabe, als vorbeugende Versicherung 

gegen drohende oder auch ungewisse Krisen zu vorzusorgen? Welcher 

Ebene fällt die Aufgabe der Nachsorge zu, wenn eine Krise eingetreten ist, 

der man nicht vorbeugen konnte? 

Metafrage:  
Wer hat die Aufgabe, für 
Krisenresilienz zu sorgen? 

Auf einer ganz grundsätzlichen Ebene zieht die Metafrage zur Krisenresilienz 

eine Art Metaantwort nach sich: Ein Finanzausgleichsystem – über passive 

und aktive Stufen hinweg – ist auch ein Versicherungssystem. Diese Versi-

cherung muss leistungsfähig und hinreichend flexibel gestaltet werden. Die 

erste Pflicht zur Krisenresilienz liegt also beim jeweiligen Verfassungsgeber, 

nicht bei einer bestimmten Ebene. Diese vorgeschaltete Metaantwort ist in-

sofern wichtig, als die eigentlich – auch nach der Lehre des Fiskalföderalis-

mus – naheliegende Antwort „die zentrale Ebene“ nicht voraussetzungslos 

richtig ist. Die zentrale Ebene ist im Prinzip am besten geeignet, um viele 

Externalitäten direkt zu internalisieren und auch um gut zwischen stark und 

schwach betroffenen Krisenopfern umzuverteilen. Doch dazu muss die zent-

rale Ebene eben auch stark sein – nicht zuletzt finanziell stark. Das ist keines-

wegs selbstverständlich – man denke nur an die Vereinigten Staaten von 

Amerika im 19. Jahrhundert, an das Deutsche Reich vor den Erzbergerschen 

Reformen 1919 oder an die Europäische Union heute. Doch wo der Verfas-

sungsgeber schon eine hinreichend starke und damit versicherungsfähige 

zentrale Ebene geschaffen hat, ist eine wesentliche Voraussetzung für Kri-

senbewältigung im und durch Finanzausgleich geschaffen. 

Der Verfassungsgeber 
soll die zentrale Ebene 
befähigen, als oberster 
Versicherer handeln zu 
können 
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Zur Bewältigung akuter Krisen durch Finanzausgleiche 

Was passiert bei akuten Krisen? Wie werden sie durch den Finanzausgleich 

bewältigt? Bei einer akuten Krise kann es sowohl zu Einnahmenausfällen als 

auch zu zusätzlichen Ausgabenbedarfen kommen, wie beispielsweise durch 

die Corona-Pandemie. Hier stellt sich natürlich die Frage des Mittelbedarfs 

für die unterschiedlichen Ebenen. Der Mittelbedarf hängt an den Aufgaben-

profilen der Gebietskörperschaften. Sie sind einerseits schon festgelegt, kön-

nen sich andererseits aber gerade in einer akuten Krise auch ändern. Es geht 

nicht um die Frage „Wer braucht wie viel Geld?“, sondern um: „Wer braucht 

wie viel Geld wofür?“. Wie ändern sich die Aufgaben, und welche Mittel sind 

zusätzlich oder in veränderter Form notwendig, um eine akute Krise zu be-

wältigen? 

„Wer braucht wie viel 
Geld wofür?“ 

Im besten aller Fälle funktioniert diese Anpassung von allein im Sinne auto-

matischer Stabilisatoren. Diese sind aber nur in bestimmten wirtschaftlichen 

Situationen wirksam, insbesondere auch bei begrenzten, nur regionalen Kri-

sen. Hier wirken Finanzausgleiche, wenn sie gut gestaltet sind, tatsächlich 

automatisch krisenresilient; diskretionäre Eingriffe sind kaum notwendig. 

Wer Einnahmenausfälle hat, wird von den anderen aufgefangen. Wenn der 

Finanzausgleich in dieser Hinsicht gut funktioniert, hat die vollautomatische 

Krisenbewältigung den großen Vorteil, dass die Krise nicht politisiert werden 

muss.  

Automatische 
Krisenresilienz 

Aber für eine akute Krise wie eine Pandemie, das heißt eine ubiquitäre Krise, 

die überall gleichermaßen ankommt und die auch in der Form nicht vorher-

sehbar war, ist ehrlicherweise festzuhalten, dass man ein System kaum sinn-

voll darauf vorbereiten kann. Selbst wenn es ginge – es wäre extrem aufwän-

dig, sich auf alle Eventualitäten abstrakt vorzubereiten. 

Vorbereitung auf 
ubiquitäre Krisen ist 
kaum möglich 

Hier ist es besser, ein paar gute taugliche Regeln – gewissermaßen Faustre-

geln der Finanzverfassung – festzulegen. Diese Kombination aus automati-

schen und diskretionären Eingriffen nennen wir hier semi-diskretionäre Sta-

bilisatoren. Für eine solche Kombination ist es wichtig, vorab festgelegt zu 

haben, wer in der Pflicht steht. In der Krisensituation muss automatisch fest-

stehen, wer welche Aufgaben und Kompetenzen hat, diskretionär zu Krisen-

bewältigung aktiv zu werden – deswegen semi-diskretionär. Die Funktion ei-

nes Finanzausgleichs als automatischer und als semi-diskretionärer Stabilisa-

tor ist es, die benötigten zusätzliche Einnahmen von dort, wo sie am leich-

testen generiert werden können, dorthin zu leiten, wo sie akut zur Krisenbe-

wältigung verausgabt werden müssen. 

Resilienz durch  
semi-diskretionäre 
Stabilisatoren 

Wie reagiert man in einer ubiquitären akuten Krise? Mit Neuverschuldung, 

das ist wohl klar. In einer akuten Krise wäre es in aller Regel unsinnig, auf 

einmal Steuern erhöhen zu wollen. Auch das Ausmaß an vorher geschaffe-

nen Rücklagen sollte begrenzt sein, weil der Staat im Zweifelsfall nicht belie-

big Steuern erheben soll, um vollständige Vorsorge für reine Eventualitäten 

zu schaffen. Die normale angezeigte Reaktion ist die Neuverschuldung. Ein 

Resilienz durch Rating: 
Kreditwürdigkeit schafft 
Krisenvorsorge 
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wichtiges Charakteristikum der der finanziellen Resilienz gegenüber akuten 

Krisen ist damit auch schlichtweg eine hohe Kreditwürdigkeit. Resilienz und 

Rating liegen eng beieinander. 

Zugleich sind im Zuge der weiteren Krisenbewältigung die Aufgaben und 

Ausgaben genau zu beobachten, um zu erkennen, wann die Phase der Scho-

ckabsorption abgeschlossen ist und wieder eine Normalisierung eintritt. 

Dann können und sollen die Einnahmeverlagerungen, also die Krisenhilfen 

der Einnahmestärkeren an die Krisenbetroffenen, wieder zurückgefahren 

werden. 

Der finanzielle Weg  
aus der Krise 

Nach der akuten Krise stellt sich – von der Krise selbst klar zu separieren – 

die Frage, ob geflossene Hilfsgelder zurückzuzahlen sind oder nicht. Hat die 

stärkere (zentrale) Ebene der schwächeren (dezentralen) Ebene die Krisen-

hilfe nur als Kredit gewährt? Oder ist es tatsächlich eine dauerhafte Hilfe ge-

wesen? Hier gilt es vorsichtig zu sein mit instinktiven Wahrnehmungen von 

Fairness zwischen Helfenden und Hilfeempfangenden. Zwischen Gleichge-

stellten versteht es sich von selbst, das gewährte Nothilfe hinterher in ange-

messenem Tempo zurückgezahlt, also abgestottert wird. Doch dieser Impuls 

aller wechselseitigen Solidarität gilt eben zwischen Gleichen, also im horizon-

talen Finanzausgleich. Wir sind hier aber in den vertikalen Finanzbeziehun-

gen. 

Nach der Krise I:  
Keine falsche Solidarität! 

Das ist die Eingangsfrage, die ich gestellt habe: Welche Ebene ist eigentlich 

die Versicherungsebene? Und wenn die richtige – im Zweifelsfall zentrale – 

Ebene für die Krisenabsicherung verantwortlich gemacht worden ist, wäre 

der Schluss unlogisch, dass nach Ende der Krise die nachgeordneten Ebenen 

erhaltene Hilfen zurückzuzahlen hätten. Das gilt umso mehr, wenn die unte-

ren Ebenen effizient finanziert sind, d.h. wenn Rückzahlungspflichten zu Las-

ten ihrer regulären Aufgabenerfüllung oder zulasten von Steuern gehen, die 

sie dann erhöhen müssten. Natürlich müssen Schulden, die in Krisen aufge-

nommen worden sind, auch von der zentralen Ebene später wieder abge-

baut und durch Steuereinnahmen oder anderweite Ausgabeneinsparungen 

refinanziert werden. Letztlich tragen immer die Bürger:innen eines Staates 

solche Lasten, ob diese nun über zentrale oder dezentrale Haushalte kom-

men. 

Nach der Krise II:  
Am Ende landen die  
Lasten bei den  
Bürger:innen 

Dennoch ist der Finanzierungskanal nicht egal. Zentrale Ebenen sind in aller 

Regel breiter und flexibler aufgestellt, was die Steuer- und Abgabenquellen 

angeht, auf die sie zugreifen können. So kann die Abfinanzierung von Krisen-

lasten leichter und ohne vermeidbare Verzerrungen erfolgen. Auch die de-

mokratische Rechenschaftspflicht spricht dafür, die Tilgung von Krisenschul-

den nicht intensiv zwischen den Ebenen hin- und herzuschieben: Wenn die 

zentrale Ebenen in ihrer Funktion als Rückversicherer Krisenschulden auf-

nehmen musste, ist es auch am transparentesten, wenn sie selbst für deren 

Tilgung politisch geradestehen muss. Allenfalls ist in der Tilgung eine gewisse 

Interessensquote sinnvoll, damit auch die von der Krisenhilfe begünstigten 

unteren Ebenen Anreize haben, vernünftig mit dem Geld umzugehen. Dieser 

einfache Anreiz funktioniert aber nur, wenn die Größe der Interessensquote 

von Anfang an festgelegt werden kann. Nachträglich funktionieren solche 

Nach der Krise III:  
Zentrale Ebene soll  
Krisenschulden aufneh-
men und selbst tilgen 
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Anreize nicht mehr. Konnte oder wollte man also in der akuten Krisensitua-

tion nicht festlegen, welchen (kleinen) Anteil die nachgeordneten Ebenen 

hinterher zur Tilgung der dann aufgehäuften Krisenlasten beitragen, sollte 

man auf eine solche Beteiligung i.d.R. ganz verzichten. 

Beispiel: Auswirkungen der Pandemie auf die öffentlichen Finanzen in 
Deutschland 

Ein Blick auf die Finanzen der verschiedenen Ebenen in Deutschland kann 

diese Art der Reaktion auf akute Krisen gut illustrieren. Die nachfolgende Ab-

bildung 3 zeigt die Wirkungen der Pandemie auf die Finanzierungssalden der 

deutschen Gebietskörperschaftsebenen. Im Ausgangsjahr 2019 verbuchten 

alle staatlichen Ebenen signifikante Überschüsse zwischen 14,8 Mrd. EUR 

(Bund), 16,6 Mrd. EUR (Länder) und 5,6 Mrd. EUR (Gemeinden). Angesichts 

dieser Haushaltslage hätten bald Steuersenkungen anstehen müssen. 

2019 noch Überschüsse 
auf allen Ebenen  

 

Daten destatis; eigene Abbildung. 

Abbildung 2:  Finanzierungssalden der Gebietskörperschaften (Deutschland) 2019 und 2020  
(in Mrd. EUR) 

Dann kamen die Pandemie und mit ihr umfangreiche, defizitfinanzierte Ret-

tungsmaßnahmen aller Ebenen. Die Spuren der Pandemie sind gut an der 

quartalsmäßigen Entwicklung der Finanzierungsalden abzulesen: Die Defizite 
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der verschiedenen Ebenen wurden massiv größer, insbesondere jene des 

Bundes, da auch die Sozialversicherungen, die vom Bund bezuschusst wer-

den, immer größere Lasten aufgebaut haben. 

 

 

 

 

 

 

Versicherungsprinzip 
funktioniert in Corona-
Krise: 2020 werden die 
Kommunen finanziell 
vollkommen aufgefangen 

Interessanterweise konnte die kommunale Ebene – siehe Abbildung 3 – nach 

umfangreichen Anfangsdefiziten aus Mehrausgaben und Steuereinbrüchen 

für das Gesamtjahr 2020 wieder einen Überschuss ausweisen. Bereits Mitte 

des Jahres 2020 hatten sich Bund und die Länder darauf verständigt, die Ge-

meinden tatsächlich im Sinne des erörterten Versicherungsprinzips massiv 

zu unterstützen. Denn in Deutschland finanzieren sich die Städte und Ge-

meinden zu einem wichtigen Teil mit der sehr konjunkturabhängigen Gewer-

besteuer, was ein wenig resilientes System darstellt: In jeder Wirtschafts-

krise brechen die Einnahmen aus der Gewerbesteuer verlässlich ein. 

Die Länder haben ihren Gemeinden umfangreiche Hilfszusagen gemacht und 

der Bund hat umfangreiche nichtrückzahlbare Transfers überwiesen. Im Er-

gebnis konnte die Gemeindeebene trotz Pandemie sogar Überschüsse von 

knapp zwei Milliarden Euro erzielen. Ex post könnte man sagen, dass diese 

Summe übertrieben war. Aber ex ante waren die notwendigen Unterstüt-

zungen nicht absehbar. Im Ergebnis hat diese Krisenabsicherung also inso-

fern funktioniert, als diejenige Ebene, die die schwersten Lasten tragen kann, 

nämlich der Bund, sie auch im Wesentlichen geschultert hat. Das ist ein ganz 

gutes Beispiel, wie spontane Krisenbewältigung auch diskretionär geschaf-

fen werden kann, wo keine systemische Resilienz herrscht. Diese Aussage ist 

allerdings insofern eine Momentaufnahme, als diese Krisenbewältigung mit 

dem ersten Pandemiejahr 2020 nicht abgeschlossen ist und die Kommunen 

auch im Jahr 2021 noch immer gesteigerte Finanzbedarfe haben, die nicht 

selbstverständlich von den Ländern und dem Bund gedeckt werden. 

Mehr Abgabenautonomie zur Bewältigung akuter Krisen? 

Im Angesicht akuter Krisen kommt häufig auch die Frage auf, ob mehr 

Steuer- und Abgabenautonomie ein richtiger Schritt in Richtung einer höhe-

ren Resilienz wäre. Der Gedanke liegt spontan nahe; so können sich krisen-

betroffene Gebietskörperschaften direkt selbst helfen, indem sie benötigte 

Zusatzmittel direkt vor Ort erheben. Taugt also Abgabenautonomie zur Be-

wältigung von Krisen? 

Hilft Abgaben- 
autonomie bei der  
Bewältigung von Krisen? 

Grundsätzlich gilt: Ein Mindestmaß an Abgabenautonomie jeder Ebene und 

die damit verbundene finanzielle Eigenverantwortung sind in einem födera-

len System immer ein wichtiges Fundament für einen leistungsfähigen Fi-

nanzausgleich. Eigene Einnahmen widerspiegeln immer auch Eigenverant-

wortung. Aber gilt das auch für Krisenabsorption und –bewältigung? Nach 

dem Motto „Hilf Dir selbst, sonst hilft der keiner“? 

„Hilf Dir selbst,  
sonst hilft der keiner“? 

In akuten Krisen ist Abgabenautonomie das falsche Rezept. Je stärker eine 

Gebietskörperschaft von einer Krise betroffen ist, desto weniger gut (d.h. al-

lokativ effizient) kann sie die Mittel zur Krisenbekämpfung selbst aufbringen. 
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Generell ist die Anhebung von Steuern im Krisenfall ohnehin zumeist kont-

raproduktiv. Die horizontale und die vertikale Absicherungsfunktion eines Fi-

nanzausgleichs gegen akute Krisen sollte also nicht auf Abgabenautonomie 

aufbauen. Denn Abgabenautonomie könnte schlimmstenfalls sogar als Vor-

wand der Stärkeren dienen, sich vor ihren Solidaritätspflichten in der Krisen-

abwehr zu „drücken“. Abgabenautonomie kann damit allenfalls als Rückver-

sicherung gegen das Finanzausgleichsversagen dienen; mehr aber nicht. 

Abgabenautonomie ist 
akuten Krisen das falsche 
Rezept. 

Zur Bewältigung chronischer Krisen durch Finanzausgleiche 

Bei chronischen Krisen, um die Betrachtung abzuschließen, sieht die Aufga-

benstellung der Krisenbewältigung anders aus. Der Startpunkt ist derselbe 

wie bei den akuten Krisen. Auch bei chronischen Krisen stehen die Aufgaben-

profile der Gebietskörperschaften an erster Stelle der Überlegungen, also die 

Frage „Wer braucht wie viel Geld wofür?“ Das ist der Maßstab, um zu beur-

teilen, ob die Mittel dort ankommen, wo sie benötigt werden und wie das 

am besten bewerkstelligt werden kann. 

Auch hier:  
„Wer braucht wie viel 
Geld wofür?“ 

Chronische Krisen aber verändern die Aufgabenprofile von Gebietskörper-

schaften – vielleicht nur langsam, aber auf Dauer. Hier steht nicht Scho-

ckabsorption im Mittelpunkt, sondern das System muss dynamisch den sich 

veränderten Bedarfen anpasst werden, denn es kehrt nicht in seinen Ur-

sprungszustand zurück. Beim demografischen Wandel ist beispielsweise 

mehr Kinderbetreuung und/oder mehr Pflegeaufwand die Folge. Das heißt, 

der demografische Wandel verändert die Nachfrage nach öffentlichen Leis-

tungen und die zugehörigen Finanzbedarfe. Bei der Anpassung des Finanz-

ausgleichs an solche Symptome chronischer Krisen geht es darum, die sich 

ändernde Bedarfsunterschiede gut abbilden zu können. 

Chronische Krisen ändern 
die Aufgabenprofile  
auf Dauer 

Ein Problem bereitet tendenziell die politische Trägheit von Finanzausglei-

chen. Finanzausgleiche stellen sich häufig als „gefrorene“ politische Kompro-

misse des Zeitpunkts dar, an dem sie beschlossen worden sind. Sie bilden 

damit Zustände und politischen Mehrheiten eines bestimmten Zeitpunkts 

ab. Die Neigung, vom Ergebnis eines solchen (oft nur mühsam erreichten) 

Kompromisses wieder abzugehen, ist traditionell gering ausgeprägt – aus 

verständlichen Gründen insbesondere bei denen, die verlieren würden, 

wenn Finanzmittel neu zugeteilt werden.  

Trägheit der Finanzaus-
gleich als gefrorene poli-
tische Kompromisse 

In chronischen Krisen ist diese Konstellation aus zwei Gründen wahrschein-

lich schwieriger als in akuten Krisen. Denn die Bewältigung von chronischen 

Krisen kann eben nicht zum Ausgangspunkt vor der Krise – d.h. zum gefrore-

nen politischen Kompromiss – zurückführen. Zudem spielen in der Bewälti-

gung chronischer Krisen Steuern eine sehr viel größere Rolle; zusätzliche 

Neuverschuldung kann allenfalls ergänzend zum Einsatz gebracht werden. 

Die Notwendigkeit, die Bewältigung chronischer Krisen frühzeitig durch (ge-

nerationengerechte) Steuerfinanzierung zu realisieren, schafft in der politi-

schen Auseinandersetzung eine zusätzliche Hürde, die es zu überwinden gilt. 

Notwendige Steuer-
finanzierung erschwert 
die zeitige Bewältigung 
chronischer Krisen 
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Entsprechend wichtig wird es, tatsächlich ein Finanzausgleichsystem zu nut-

zen, das eine automatische oder auch semi-diskretionäre Bedarfsorientie-

rung hat. Doch gerade angesichts des Wandels, den chronische Krisen er-

zwingen, werden immer auch diskretionäre politische Entscheidungen zur 

Anpassung des Finanzausgleichs notwendig sein. Hier allein auf die Voraus-

sicht und Führungskraft der Politik zu vertrauen, kann mitunter unzu-

reichend sein. Hier werden auch die Verfassungsansprüche der einzelnen 

Ebenen eine Rolle spielen, insbesondere die Bedarfe der Kommunen. Denn 

die finanzielle Sicherung der staatlichen und kommunalen Aufgabenerfül-

lung muss auch im demografischen Wandel garantiert sein – insbesondere 

dann, wenn dadurch auch Einnahmen wegfallen. 

Diskretionäre politische 
Führungskraft ist  
wünschenswert;  
Verfassungsansprüche 
sind verlässlicher 

Als Krisenanpassung an den Klimawandel stehen die Finanzausgleiche vor 

der wahrscheinlich noch größeren Herausforderung, neuartige und/oder 

strukturelle veränderte Aufgaben in Leistungsportfolios der Kommunen zu 

integrieren. Wie gut es gelingt, diese neuen und zumeist zusätzlichen Finanz-

bedarfe als „new kids on the block“ in bestehende Finanzierungsmechanis-

men für etablierte, dauerhaft wichtige örtliche Aufgaben einzubringen, wird 

die ultimative Bewährungsprobe für die Resilienz von Finanzausgleichen im 

Angesicht verschiedenster Krisen – chronischen wie akuten – sein. Hier gibt 

es dauerhaft noch viel zu tun. 

Klimawandel als „new kid 
on the block“ bringt  
ultimative Bewährungs-
probe für Resilienz im   
Finanzausgleich  
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